
 
Amt Moorrege 
 
 

vertrauliche Vorlage 
 

Vorlage Nr.: 188/2015/AMT/VV 
 
 
Fachteam: Innerer Service Datum: 23.02.2015 
Bearbeiter: Brigitte Belger AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanz- und Personalausschuss des Amtes 
Moorrege 

11.03.2015 nicht öffentlich 

Amtsausschuss Moorrege 24.03.2015 nicht öffentlich 
 
Entlassung aus dem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit als 
Oberverwaltungsrat 
 
Sachverhalt: 
Durch die Ernennung zum Amtsdirektor des Amtes Moorrege ab 01. April 2015 wird 
Herr Rainer Jürgensen in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen. 
Gemäß § 22 Abs. 3 des Beamtenstatusgesetzes ist Herr Jürgensen mit Berufung in 
ein Beamtenverhältnis auf Zeit aus einem anderen Beamtenverhältnis (derzeit auf 
Lebenszeit) bei demselben Dienstherrn entlassen, soweit das Landesrecht keine 
abweichenden Regelungen trifft. 
Dies trifft nicht zu und daher hat gemäß § 30 Abs. 1 Satz 1 Landesbeamtengesetz 
Schleswig-Holstein in diesem Fall die oberste Dienstbehörde darüber zu entschei-
den, ob die Voraussetzungen des § 22 Abs. 3 BeamtStG vorliegen und den Tag der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses festzustellen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Entfällt 
 
 
Finanzierung: 
 Entfällt 
 
Fördermittel durch Dritte: 
Entfällt 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanz- und Personalausschuss empfiehlt dem Amtsausschuss folgenden Be-
schlussvorschlag: 
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Der Amtsausschuss beschließt, dass die Voraussetzungen des § 22 Abs. 3 Be-
amtStG vorliegen und stellt gemäß § 30 Abs. 1 Satz 1 des LBG SH fest, dass das 
Beamtenverhältnis von Herrn Rainer Jürgensen auf Lebenszeit als Oberverwaltungs-
rat  mit Ablauf des 31. März 2015 endet.  
 
 
 
 
_______________ 
(Walter Rißler) 
 
Anlagen: 
         
 
 
 
 



 
Amt Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 181/2014/AMT/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 20.11.2014 
Bearbeiter: Jenny Thomsen AZ: 7/082.432 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Amtsausschuss Moorrege 24.03.2015 öffentlich 

 
Vorschlag für die Wahl zum Schiedsmann im Schiedsbezirk Moorrege II 
 
Sachverhalt: 
Herr Joachim Batschko hat zum 01.01.2015 sein Amt als Schiedsmann für den 
Schiedsbezirk Moorrege II (Moorrege und Heist) niedergelegt. Es sind somit Neu-
wahlen nötig. Als Nachfolger wurde Herr Dr. Veit Ghiladi vorgeschlagen. Es beste-
hen keine Bedenken gegen die Eignung von Herr Dr. Ghiladi und er ist auch bereit 
dieses Amt anzunehmen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die beiden Gemeindevertretungen der Gemeinden Heist und Moorrege haben be-
reits in Ihren Sitzungen im Dezember der Wahl des Herrn Dr. Ghiladi zugestimmt. 
Seitens des Bund Deutscher Schiedsmänner und Schiedsfrauen bestehen keine Be-
denken gegen die Wahl, es liegen bereits alle notwendigen Unterlagen vor. 
 
 
 
Finanzierung: 
entfällt  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Amtsausschuss beschließt, dass Herr Dr. Veit Ghiladi, Achtermoor 26, 25436 
Moorrege zum Schiedsmann für den Schiedsbezirk Moorrege II (Moorrege und Heist) 
gewählt wird.  
 
 
 

Ö  15



 
 
 
__________________ 
Rißler 
 
 
 
Anlagen: 
entfällt  
 
 
 



 
Amt Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 186/2015/AMT/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 05.02.2015 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-470 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanz- und Personalausschuss des Amtes 
Moorrege 

11.03.2015 öffentlich 

Amtsausschuss Moorrege 24.03.2015 öffentlich 
 
Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anla-
ge mit Stand vom 31.12.2014 im Verwaltungshaushalt auf 203.038,65 € sowie im 
Vermögenshaushalt auf 10.745,54 €. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen ist in voller Höhe gewährleistet durch 
Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben bei anderen Haushaltsstellen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
-entfällt- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanz- und Personalausschuss empfiehlt, / Der Amtsausschuss beschließt, die 
Haushaltsüberschreitungen im Verwaltungshaushalt mit 203.038,65 € sowie im Ver-
mögenshaushalt mit 10.745,54 € zu genehmigen.  
 
 
 
 
__________________ 
Rißler 
 
Anlagen: 
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Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand: 31.12.2014)  
 
 
 



EUR EUR EUR EUR EUR
1 2 3 4 5 6 7 8

Verwaltungshaushalt
Deckungskreis Fahrzeughaltung / 

Dienstreisen 
23.500,00 29.274,27 5.774,27 0,00 5.774,27 gestiegene Fahrtkostenabrechnungen, Umlagen 

und zwei Kaskoschäden (3.203,26 €); 
Teildeckung durch höhere Erstattungen und 
Versicherungsleistungen (2.935,97 €)

Deckungskreis Telefongebühren, 
Onlinekosten u.ä.

20.000,00 21.939,34 1.939,34 0,00 1.939,34 gestiegene Onlinekosten für Breitbandanschluss 
des Amtshauses und Verbindung mit 
Gemeindebüros

Deckungskreis sonstige ordnungsrechtliche 
Sachausgaben und 
Fundtierkosten

12.000,00 15.982,98 3.982,98 0,00 3.982,98 Auslagen für Bestattung von alleinstehenden 
Personen, deren Angehörige nicht ermittelt 
werden konnten; Kostendeckung durch 
Mehreinnahmen (4.628,94 €) aus Nachlass und 
Erstattungen von Kostenträgern 

02000.500000 Unterhaltung des 
Gebäudegrundstückes

20.000,00 84.023,93 64.023,93 0,00 64.023,93 Sanierung der WC-Anlagen, Malerarbeiten im 
Flur sowie Herrichtung einiger Büros gemäß 
Beschluss des Amtsausschusses v. 25.03.14

02000.651000 Bücher, Zeitschriften 8.000,00 9.463,66 1.463,66 0,00 1.463,66 Lieferung von Gesetzen, Ergänzungen und 
Praxisanwendungen (insbesondere durch 
kommunalrechtliche Änderungen)

02000.655000 Gerichts- und 
Rechtsanwaltskosten

500,00 4.000,09 3.500,09 0,00 3.500,09 Rechtsanwaltskosten für einen Schadensfall mit 
Prüfung von Gewährleistungsansprüchen 

06000.520020 Wartungskosten für die 
Alarmanlage

600,00 949,62 349,62 0,00 349,62 zusätzlicher Wartungsvertrag für eine 
Einbruchmeldeanlage

06000.655000 Geschäftsausgaben für 
Bezügekasse/VAK

30.000,00 31.772,52 1.772,52 0,00 1.772,52 Abrechnung der Zahlfälle und höhere Umlagen 
der Bezügekasse /VAK für Lohn- und 
Gehaltsabrechnungen

Stand: 31.12.2014

Haushaltsüberschreitungen des Amtes Moorrege

Bezeichnung der 
HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 
genehmigen

Soll nach dem 
Haushaltsplan 
(einschließl. 
Nachtrags-
haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon 
bereits 

genehmigt
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EUR EUR EUR EUR EUR
1 2 3 4 5 6 7 8

Bezeichnung der 
HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 
genehmigen

Soll nach dem 
Haushaltsplan 
(einschließl. 
Nachtrags-
haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon 
bereits 

genehmigt

42000.672000 Kostenerstattung an 
Gemeinden für die 
Unterbringung von 
Flüchtlingen

20.000,00 47.544,86 27.544,86 0,00 27.544,86 gestiegene Anzahl von zugewiesenen 
Flüchtlingen, die in gemeindlichen Unterkünften 
untergebracht wurden

42000.791000 Leistungen nach dem 
AsylblG

150.000,00 242.687,38 92.687,38 0,00 92.687,38 gestiegene Kosten für die Anmietung von 
Wohnraum für die Unterbringung von 
Flüchtlingen; Teildeckung durch Mehreinnahmen 
bei Kostenerstattungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

Summe 284.600,00 487.638,65 203.038,65 0,00 203.038,65

203.038,65
Vermögenshaushalt

02000.935000 Erwerb von beweglichem 
Vermögen Mobiliar/Inventar

10.000,00 20.745,54 10.745,54 0,00 10.745,54 Erneuerung von Mobiliar im Rahmen von 
Renovierungsarbeiten im Amtshaus

Summe 10.000,00 20.745,54 10.745,54 0,00 10.745,54

10.745,54noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =



 
Amt Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 182/2015/AMT/BV 
 
 
Fachteam: Leitungsteam Datum: 14.01.2015 
Bearbeiter: Alexandra Kaland AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanz- und Personalausschuss des Amtes 
Moorrege 

11.03.2015 öffentlich 

Amtsausschuss Moorrege 24.03.2015 öffentlich 
 
Neufassung der Satzung des Amtes Moorrege über die Entschädigung in 
kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungssatzung) 
 
Sachverhalt: 
Durch die Einführung einer hauptamtlichen Amtsverwaltung zum 01. April 2015 ist es 
auch notwendig, entsprechende Regelungen in der Entschädigungssatzung anzu-
passen. Da die derzeitige Entschädigungssatzung ohnehin zur Überarbeitung an-
stand und die tatsächliche Sachlage bereits von der geltenden Satzungslage ab-
weicht, ist aus Sicht der Verwaltung eine vollständige Neufassung sinnvoller und 
dient zugleich der besseren Lesbarkeit. 
 
Wesentlich bei der Neufassung ist, dass die feststehenden Geldbeträge durch die 
Einführung von Prozentsätzen abgelöst werden. Die Prozentsätze beziehen sich auf 
die Landesverordnung über die Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern, de-
ren Höchstbeträge meist im Abstand von zwei bis vier Jahren durch die Landesregie-
rung moderat angepasst werden. Die Umstellung von Geldbeträgen auf Prozentsätze 
bewirkt, dass bei einer Änderung der Landesverordnung diese anteilig an das Eh-
renamt durchgereicht werden, ohne dass es dazu einer erneuten Beschlussfassung 
bedarf. 
 
Zur Satzung im Einzelnen: 
 
§ 1 = Benennung des personellen Geltungsbereiches der Satzung. Dieser ist in der 
noch geltenden Fassung nicht enthalten. 
 
§ 2 Abs. 1 (bisher § 1 Abs. 1) = Die Aufwandsentschädigung des Amtsvorstehers 
reduziert sich von derzeit jährlich 17.736,00 Euro auf 5.760,00 Euro.  
 
§ 2 Abs. 2 und Abs. 3 (bisher § 1 Abs. 2) = Wesentliches Merkmal ist, dass die Ent-
schädigung für die beiden Stellvertretungen des Amtsvorstehers künftig monatlich als 
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Pauschale gewährt werden. Für den ersten Stellvertreter ist ein Monatsbetrag von 
43,20 Euro angesetzt, für den zweiten Stellvertreter 14,40 Euro. Der Vorteil der Pau-
schalierung ist neben der Reduzierung des Verwaltungsaufwandes, dass damit auch 
solche Vertretungen entschädigt werden, die keinen ganzen Tag (z.B. die Vertretung 
bei einzelnen Terminen) umfassen. Die Gesamtsumme dieser Regelung beträgt 
691,20 Euro jährlich und damit im Rahmen der durchschnittlichen Vertretungsauf-
wendungen der letzten Jahre. 
 
§ 3 = Die Stellvertretungen des Amtsdirektors sind neu aufzuführen. Für sie ist die 
gleiche Entschädigung wie für die Stellvertretungen des Amtsvorstehers vorgesehen. 
 
§ 4 Abs. 1 = Verwaltungsseitig wird vorgeschlagen, auch dem Vorsitzenden des 
Hauptausschusses aufgrund seiner herausragenden Stellung eine monatliche Ent-
schädigung zu gewähren. Diese beträgt gemäß der neuen Entschädigungssatzung 
derzeit 24,00 Euro monatlich. 
 
§ 4 Abs. 2 = Da die Vertretung des Hauptausschussvorsitzes wohl nur in ganz selte-
nen Fällen eintritt und letztlich für die Leitung des Hauptausschusses von besonderer 
Bedeutung ist, wird vorgeschlagen, hier bei einer taggenauen Abrechnung zu ver-
bleiben. 
 
§ 5 (bisher § 2) = Durch die prozentuale Regelung erhöht sich das Sitzungsgeld von 
derzeit 25,00 Euro auf 25,11 Euro. 
 
§ 6 (bisher § 3 Abs. 1) = Die tatsächlich an die Schiedspersonen gezahlten Entschä-
digungen entsprechen nicht der derzeit geltenden Satzungslage. Zudem ist der 
Schiedsbezirk  Appen überhaupt nicht aufgeführt. Die Neufassung korrigiert diese 
Mängel entsprechend. 
 
§ 7 Abs. 1 (bisher § 3 Abs. 2) = Hier wurde die Übernahme der dann ggf. zu zahlen-
den Sozialversicherungsbeiträge neu aufgenommen. 
 
§ 7 Abs. 2 (bisher § 3 Abs. 3) = Hier wurde die Deckung auf maximal 40,00 Euro pro 
Tag neu aufgenommen. 
 
§ 8 (bisher § 3 Abs. 4 und Abs. 5) = Der Stundensatz wurde auf 9,00 Euro angeho-
ben. 
 
§ 9 = Eine Regelung zur Erstattung von Fahrtkosten oder Reisekostenvergütungen 
gibt es in der derzeit geltenden Satzung nicht. Zahlungen hätten daher faktisch nicht 
erfolgen können. Die Neufassung behebt diesen Mangel und legt zudem fest, dass 
nur Fahrten außerhalb des Amtsgebietes Berücksichtigung finden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: - 
 
 
 
Finanzierung: 

•  Durch die Anpassung des Sitzungsgeldes entstehen bei gleichbleibender An-
zahl der Sitzungen Mehraufwendungen in Höhe von 9,90 Euro jährlich. 

 



• Durch die Umstellung auf monatliche Pauschalen bei den Stellvertretungen 
des Amtsvorstehers entstehen keine Veränderungen der Gesamtaufwendun-
gen. 
 

• Durch die Aufwandsentschädigungen für die Stellvertretungen des Amtsdirek-
tors entstehen jährliche Mehraufwendungen in Höhe von 691,20 Euro. 
 

• Durch die Aufwandsentschädigungen für den Hauptausschussvorsitz entste-
hen jährliche Mehraufwendungen in Höhe von 288,00 Euro. 
 

• Die haushaltsmäßige Aufwendung für den Amtsvorsteher beträgt derzeit jähr-
lich 17.736,00 Euro zuzüglich der Aufwendungen für die Sozialversicherung in 
Höhe von 2.260,32 Euro. Durch die Neufassung reduziert sich der Gesamtbe-
trag von jährlich 19.996,32 Euro auf 5.760,00 Euro. 
 

• In der Gesamtsumme reduzieren sich die Entschädigungen für das kommuna-
le Ehrenamt um jährlich 13.247,22 Euro. 

 
 
 
 
 
Fördermittel durch Dritte: - 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanz- und Personalausschuss empfiehlt, der Amtsausschuss beschließt, der 
Neufassung der Satzung des Amtes Moorrege über die Entschädigung in kommuna-
len Ehrenämtern (Entschädigungssatzung) zuzustimmen.  
  
 
 
 
 
__________________ 
Rißler 
 
 
 
Anlagen: 
Neufassung der Entschädigungssatzung des Amtes Moorrege  
 
 
 





Satzung 

des Amtes Moorrege über die Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern 
(Entschädigungssatzung) 

 

Aufgrund des § 24 a der Amtsordnung für Schleswig – Holstein in Verbindung mit §§ 
4, 24 der Gemeindeordnung für Schleswig – Holstein und der Landesverordnung 
über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern wird nach Beschlussfassung 
durch den Amtsausschuss vom 24. März 2015 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

Entsprechend dieser Satzung erhalten Ehrenbeamtinnen und –beamte, Amtsaus-
schussmitglieder und ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger eine Entschädi-
gung. 

 

§ 2 

Amtsvorsteher 

 

(1) Die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher erhält eine monatliche Aufwands-
entschädigung in Höhe des Höchstsatzes der Landesverordnung in kommunalen 
Ehrenämtern. 
 

(2) Die ersten Stellvertreterin oder der erste Stellvertreter erhält eine monatliche Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 9,00 Prozent der Entschädigung der Amtsvor-
steherin oder des Amtsvorstehers. 

 

(3) Die zweite Stellvertreterin oder der zweite Stellvertreter erhält eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 3,00 Prozent der Entschädigung der Amts-
vorsteherin oder des Amtsvorstehers. 
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§ 3 

Stellvertreter des Amtsdirektors 

 

(1) Die erste stellvertretende Amtsdirektorin oder der erste stellvertretende Amtsdi-
rektor erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 9,00 Prozent 
der Entschädigung der Amtsvorsteherin oder des Amtsvorstehers. 

 

(2) Die zweite stellvertretende Amtsdirektorin oder der zweite stellvertretende Amtsdi-
rektor erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 3,00 Prozent 
der Entschädigung der Amtsvorsteherin oder des Amtsvorstehers. 

 

 

§ 4 

Vorsitzende der ständigen Ausschüsse 

 

(1) Die Hauptausschussvorsitzende oder der Hauptausschussvorsitzende erhält eine 
monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 5,00 Prozent der Entschädigung 
der Amtsvorsteherin oder des Amtsvorstehers. 

 

(2) Die stellvertretenden Vorsitzenden erhalten im Vertretungsfall für jeden Vertre-
tungstag eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 1/30 der Entschädigung nach 
Abs. 1. 

 

§ 5 

Sitzungsgelder 

 

Die Mitglieder des Amtsausschusses sowie der Ausschüsse des Amtes oder im Ver-
tretungsfall deren Vertreterinnen und Vertreter erhalten für die Teilnahme an Sitzun-
gen des Amtsausschusses und der Ausschüsse, in denen sie Mitglied sind, ein Sit-
zungsgeld je Sitzungstag in Höhe von 81,00 Prozent des Höchstsatzes der Landes-
verordnung über die Entschädigung in kommunalen Ehrenämtern. 

 

 



§ 6 

Schiedspersonen 

 

Die Schiedspersonen erhalten einen jährlichen pauschalen Auslagenersatz in Höhe 
von: 

a. Schiedsbezirk Moorrege – Heist     200 Euro 

 

b. Schiedsbezirk Appen      150 Euro 

 

c. Schiedsbezirk Groß Nordende, Heidgraben, Neuendeich 150 Euro 

 

d. Schiedsbezirk Holm      150 Euro. 

 

§ 7 

Entgangener Arbeitsverdienst 

 

(1) Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten sowie ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen 
und Bürgern ist der durch die Wahrnehmung des Ehrenamts oder der ehrenamtli-
chen Tätigkeit während der regelmäßigen Arbeitszeit entgangene Arbeitsver-
dienst aus unselbstständiger Arbeit auf Antrag in der nachgewiesenen Höhe ge-
sondert zu ersetzen. Ferner ist der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfal-
lene Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Las-
ten der oder des Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger 
abgeführt wird. 

 

(2) Sind die in Abs. 1 Satz 1 genannten Personen selbstständig, so erhalten sie für 
den durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit 
während der regelmäßigen Arbeitszeit entstandenen Verdienstausfall auf Antrag 
eine Verdienstausfallentschädigung, deren Höhe je Stunde im Einzelfall auf der 
Grundlage des glaubhaft gemachten Verdienstausfalls nach billigem Ermessen 
festgesetzt wird. Der Höchstbetrag der Verdienstausfallentschädigung je Stunde 
beträgt 25,00 €, höchstens jedoch 40,00 € täglich. 

 



§ 8 

Entschädigung für Abwesenheit vom Haushalt 

 

(1) Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und 
Bürger, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen führen und nicht oder 
weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die durch das 
Ehrenamt oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Abwesenheit vom Haushalt 
während der regelmäßigen Hausarbeitszeit gesondert auf Antrag für jede volle 
Stunde der Abwesenheit eine Entschädigung. 

 

(2) Der Stundensatz dieser Entschädigung beträgt 9,00 €. Auf Antrag sind statt der 
Entschädigung nach Stundensätzen die angefallenen notwendigen Kosten für ei-
ne Vertretung im Haushalt zu ersetzen. 

 

(3) Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten, ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bür-
gern werden auf Antrag die nachgewiesenen Kosten einer durch die Wahrneh-
mung des Ehrenamts oder die ehrenamtliche Tätigkeit erforderlichen entgeltlichen 
Betreuung von Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder 
pflegebedürftiger Familienangehöriger, gesondert erstattet. Dies gilt nicht für Zeit-
räume, für die entgangener Arbeitsverdienst aus unselbstständiger Arbeit oder 
Verdienstausfallentschädigung nach § 7 oder eine Entschädigung nach § 9 Ab-
satz 1 dieser Satzung gewährt wird 

 

§ 9 

Fahrkosten, Reisekostenvergütung und sonstige Erstattungen 

 

(1) Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und 
Bürger erhalten bei Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den für Beamtinnen 
und Beamte geltenden Grundsätzen. Ein Anspruch auf Reisekostenerstattung 
besteht nur, wenn die Dienstreise vor Reiseantritt durch die Amtsdirektorin oder 
den Amtsdirektor, die Amtsvorsteherin oder den Amtsvorsteher, die Hauptaus-
schussvorsitzende oder den Hauptausschussvorsitzenden schriftlich genehmigt 
worden ist bzw. ordentlich zu Sitzungen oder verpflichtenden Ortsterminen einge-
laden worden ist.  

 



(2) Eine Erstattung von Fahrkosten erfolgt nur für Sitzungen und Ortstermine, die 
außerhalb des Amtsgebietes stattfinden. 

 
(3) Eine Erstattung wird nur mit Nachweis und auf Antrag gewährt. 

 

§ 10 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt zum 01. April 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Am-
tes Moorrege über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern vom 12. Mai 2003 
in der Fassung der 2. Nachtragssatzung vom 14. Juli 2008 außer Kraft. 

 

Amt Moorrege      Moorrege, den 25. März 2015 

Der Amtsvorsteher 

 

 

Walter Rißler 





 
Amt Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 185/2015/AMT/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 03.02.2015 
Bearbeiter: Jenny Thomsen AZ: 7/108.5224 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanz- und Personalausschuss des Amtes 
Moorrege 

11.03.2015 öffentlich 

Amtsausschuss Moorrege 24.03.2015 öffentlich 
 
Satzung des Amtes Moorrege über die Benutzung der amtlichen 
Unterkünfte sowie die Erhebung der Benutzungsgebühren 
 
Sachverhalt: 
In den Gemeinden Holm, Heist und Moorrege befinden sich so genannte Obdachlo-
senunterkünfte. Grundstück und Gebäude befinden sich im jeweiligen Eigentum der 
Gemeinden. 
 
Da die Unterbringung von Asylbewerbern, Flüchtlingen, Obdachlosen und Aussied-
lern eine Weisungsangelegenheit ist, die durch das Amt Moorrege wahrgenommen 
wird, gleicht der Amtshaushalt ein durch die Vorhaltung der Liegenschaft auftreten-
des Defizit jährlich aus. So wird die Last auch auf die amtsangehörigen Gemeinden 
verteilt, die keine entsprechenden Liegenschaften vorhalten. 
 
Notwendige Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten an den Liegenschaften 
werden nach Rücksprache mit den Bürgermeistern durchgeführt. 
 
Durch rechtliche, organisatorische und tatsächliche Änderungen ist es inzwischen 
notwendig, per Satzung nicht nur die Gebührenhöhe, sondern auch das Benutzungs-
verhältnis, die Ordnung in den Unterkünften, die Art der Einweisung, das Rechtsver-
hältnis usw. zu regeln. 
 
Da aus den oben genannten Gründen die gemeindlichen Satzungen anzupassen 
wären, ist aus Sicht der Verwaltung der Erlass einer entsprechenden Satzung durch 
den Amtsausschuss eine deutliche Verwaltungsvereinfachung.  
 
Weiterhin stellt sich bei dem Erlass einzelner gemeindlicher Satzungen in diesem 
Bereich die rechtliche Frage der Zulässigkeit von Aufgabenübertragungen auf die 
örtliche Ordnungsbehörde durch die amtsangehörige Gemeinde.  
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Ein weiterer nicht unbedeutender Aspekt ist auch, dass durch eine amtsseitige Sat-
zung die Möglichkeit besteht, das Defizit für die Unterbringung von Flüchtlingen im 
Amtshaushalt zu reduzieren (siehe § 9 Abs. 8 der Satzung des Amtes (Anlage)). 
Durch diese Regelung hat das Amt Moorrege die Möglichkeit, die tatsächliche Miete 
für auf dem freien Markt zur Unterbringung des maßgeblichen Personenkreises an-
gemieteten Wohnraum abzurechnen, auch wenn tatsächlich die Grenze der ange-
messenen Unterkunftskosten überschritten wird. Eine derartige Regelung ist jedoch 
nur dann möglich, wenn die Unterkünfte durch das Amt Moorrege betrieben werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Auswirkungen für die amtsangehörigen Gemeinden: 
 
 
Die Gemeinden sind Eigentümerinnen der betreffenden Liegenschaften. Der Erlass 
einer Satzung des Amtes Moorrege zur Bewirtschaftung der Unterkünfte berührt das 
gemeindliche Eigentum an diesen nicht. 
 
Für einen Eigentumsübergang bedarf es aufgrund des § 311 b des Bürgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) eines notariell beurkundeten Vertrages. Da das Amt und die je-
weilige Gemeinde keinen derartigen Vertrag schließen, verbleibt das Eigentum defi-
nitiv bei der Gemeinde. 
 
Die Gemeinde hat auch nach dem Erlass einer Amtssatzung das alleinige Recht, die 
Liegenschaft zu schließen, zu veräußern, zu überplanen oder sonstige eigentums-
rechtliche Verfügungen zu treffen. 
 
Die Ausweisung von Einnahmen und Ausgaben in den gemeindlichen Haushalten in 
Bezug auf die Liegenschaft würde künftig entfallen. Eine haushaltswirksame Auswir-
kung entsteht dadurch jedoch nicht, da die bisherigen Defizite bereits durch den 
Amtshaushalt getragen wurden. 
 
Eine Einbindung der Bürgermeister bei notwendigen Unterhaltungs- und Instandset-
zungsarbeiten wird auch weiterhin erfolgen. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Gebührensätze wurden gemäß der 2. Berechnungsverordnung neu kalkuliert und 
entsprechend angepasst. Sofern keine außergewöhnlichen Unterhaltungsmaßnah-
men an den Liegenschaften anfallen, ist mit Mehreinnahmen zu rechnen. Da dieses 
jedoch auch vom Grad der Belegung sowie von der tatsächlichen Leistungsfähigkeit 
der Benutzerinnen und Benutzer abhängig ist, kann keine exakte Benennung der 
Mehreinnahmen erfolgen. 
  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
-entfällt- 
 
 



Beschlussvorschlag: 
Der Personal- und Finanzausschuss empfiehlt / der Amtsausschuss beschließt die 
Satzung des Amtes Moorrege über die Benutzung der amtlichen Unterkünfte sowie 
die Erhebung der Benutzungsgebühren gemäß beigefügter Anlage unter den folgen-
den Maßgaben, 
 
 

• dass die Gemeindevertretungen Heist, Holm und Moorrege ihre entsprechen-
den Satzungen aufheben, 

 
• dass kein eigentumsrechtlicher Übergang von den Gemeinden auf das Amt er-

folgt und 
 

• dass vor Durchführung von notwendigen Unterhaltungs- und Instandset-
zungsarbeiten eine Einbindung der Bürgermeister erfolgt. 

  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Rißler 
 
 
 
Anlagen: 
Satzung des Amtes Moorrege über die Benutzung der amtlichen Unterkünfte sowie 
der Erhebung der Benutzungsgebühren  
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Amt Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 184/2015/AMT/BV 
 
 
Fachteam: Kommunikations- und Strukturmanagement Datum: 28.01.2015 
Bearbeiter: Frank Wulff AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanz- und Personalausschuss des Amtes 
Moorrege 

11.03.2015 öffentlich 

Amtsausschuss Moorrege 24.03.2015 öffentlich 
 
Verwaltungskostenumlage für die gemeindliche Kindertagesstätte 
Heidgraben 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
 
Das Amt Moorrege führt für die kostenrechnenden Einrichtungen (z.B. Ortsentwässe-
rung, Friedhof u.ä.) der amtsangehörigen Gemeinden die Verwaltungsgeschäfte. 
Hierfür sind Verwaltungskostenanteile gemäß § 21 Abs. 2 der Amtsordnung festzu-
setzen.  
„Führt das Amt nach § 3 Abs. 1 für eine Gemeinde die Verwaltungsgeschäfte einer 
Einrichtung, so ist für die Gebührenfestsetzung von der Gemeinde der Verwaltungs-
aufwand in Höhe des vom Amt festgesetzten Verwaltungskostenanteils zu berück-
sichtigen und dem Amt zu erstatten.“ 
Die Kindertagesstätte Heidgraben ist gemäß § 11 Abs. 1 GemHVo eine kostenrech-
nende Einrichtung. Entsprechend den Ausführungen zum Kommunalabgabengesetz 
müssen die Verwaltungskostenumlagen für kostenrechnende Einrichtungen kosten-
echt festgesetzt werden. Der Aufwand, der durch die Verwaltung der gemeindlichen 
Kindertagesstätte entsteht, wurde in früheren Jahren mit etwa 3 % der Elternbeiträge 
abgerechnet. Dies waren folgende Beträge: 2.900 € (2005), 2.800 € (2004), 2.700 € 
(2003). Im Jahre 2005 wurde erstmals eine konkrete Berechnung des Verwaltungs-
kostenanteils berechnet und mit 5.586 € ab 2006 festgelegt. Weiter wurde dazu be-
schlossen, dass jährlich eine Anpassung um die durchschnittliche Personal- und 
Sachkostenerhöhung lt. Haushaltserlass des Innenministers erfolgte. Zuletzt wurde 
eine Verwaltungskostenumlage in Höhe von 6.500 € veranschlagt. 
Da der konkrete Aufwand seit 2005 nicht wieder ermittelt wurde, ergab sich keine 
kostenechte Darstellung der Verwaltungskostenanteile. Die jährliche Anpassung der 
Umlagebeträge erfolgte lediglich wie erwähnt in Höhe der durchschnittlichen Perso-
nal- und Sachkostensteigerung auf der Basis des Haushaltserlasses des Innenminis-
ters des Landes Schleswig-Holstein. Auf diese Weise wurden die Gemeinde Heid-
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graben und ihr Gebührenhaushalt seit Jahren nur in sehr bescheidenem Maße durch 
das Amt belastet.  
Entsprechend den Ausführungen des Kommunalabgabengesetzes ergibt sich, dass 
die Verwaltungskosten in der Regel 10 bis 16 % des Gebührenaufkommens betra-
gen dürfen, wobei die Verwaltungskosten bei etwa 10 % liegen, wenn die Gebühren-
erhebung mit keinen besonderen Schwierigkeiten verbunden ist. Die obere Grenze 
von etwa 16 % kann erreicht werden, wenn bei der Gebührenerhebung Besonderhei-
ten zu beachten sind (z.B. Verbrauchsabrechnung). 
Um eine möglichst kostenechte Darstellung der Verwaltungskostenanteile zu errei-
chen, sind die erstattungsfähigen Leistungen, wie Personal- und Sachkosten so ge-
nau wie möglich zu ermitteln. Dafür sind alle Stellen, die direkt oder indirekt Leistun-
gen für die erstattungspflichtigen Einrichtungen erbringen, in der Kostenermittlung zu 
berücksichtigen. In der als Anlage 1 beigefügten Aufstellung wurden für die jeweili-
gen gebührenpflichtigen Bereiche die erstattungspflichtigen Verwaltungskosten er-
mittelt.  
Die  einzelnen prozentualen Werte für die Verteilung der jeweiligen Bruttopersonal-
kosten wurden auf der Basis der vorliegenden Jahresarbeitszeitauswertungen ermit-
telt.  
Entsprechend den Ermittlungen der Kommunalen Gemeinschaftsstelle (KGSt) sind 
auf die Bruttopersonalkosten entsprechende Zuschläge für Sach- und Gemeinkosten 
hinzuzurechnen. 
Der anteilige Sachkostenzuschlag berücksichtigt die Kosten des Büroarbeitsplatzes 
mit einem durchschnittlichen Sachmittelverbrauch einschließlich der Kosten für Hard- 
und Software, Systembetreuung, Betriebskosten und kalkulatorischer Zinsen. Der 
Verwaltungsgemeinkostenzuschlag von 20 % berücksichtigt die Abgeltung der Kos-
ten für die Stellen, die allgemeine Verwaltungsleistungen erbringen und nicht im Ein-
zelnen erfassbar sind. 
Die auf den vorgenannten Grundlagen ermittelte angepasste Verwaltungskostenum-
lage entspricht nunmehr 10,67 % des gemeindlichen Gebührenaufkommens (Pla-
nung 2014: 180.000 €), so dass eine Anpassung an den Regelwert von 10 % erfolgt 
und eine objektive Berücksichtigung der tatsächlichen Verwaltungskosten gewähr-
leistet ist.   
 
 
 
Finanzierung: 
 
Die Höhe des Verwaltungskostenanteiles ist der beigefügten Anlage zu entnehmen. 
Der entsprechende geänderte Verwaltungskostensatz ist in dem gemeindlichen 
Haushalt aufzunehmen und im Rahmen der nächsten Gebührenkalkulation zu be-
rücksichtigen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: -/- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
  
Der Finanz- und Personalausschusses empfiehlt/ Der Amtsausschuss beschließt für 
die Durchführung der Verwaltungsgeschäfte im Bereich der Kindertagesstätte Heid-
graben die Verwaltungskostenanteile entsprechend der in der Anlage 1 dargelegten 



Berechnung kostenecht zu berechnen. Der neue Betrag in Höhe von 19.197,66 € gilt 
ab 2015 und ist jährlich im Rahmen einer Nachberechnung zu überprüfen. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Rißler 
 
 
 
Anlagen: 
Berechnung der Verwaltungskostenanteile  
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An den Amtsvorsteher als Vorsitzenden
des Amtsausschusses des Amtes Moorrege
Herrn Rißler

   
   

Antrag als TOP zur Sitzung des Amtsausschusses 
am 24. 03.2015

Beschlussvorschlag:

 Der Amtsausschuss beschließt den Fahrradunterstand auf dem Parkplatz des Amtes zum 
Zwecke einer langfristigen Verschönerung von Jugendlichen des Jugendhauses Heist mit 
Symbolen und Bildern der Fahrradmobilität bemalen zu lassen. 

      
Begründung: 

Jahrelang bestehende Hakenkreuzschmierereien lassen für unsere Bürger kein gutes Bild 
erkennen. Da eine Entfernung auf dem hölzernen Untergrund nur schwer möglich ist,
bietet sich die Verschönerung durch ein „Kunstwerk“ an. Außerdem kann das Jugend-
haus hiermit seine Kreativität beweisen. 

Mit freundlichen Grüßen
Helmuth Kruse
Mitglied des Amtsausschusses

 

  

 

Helmuth  Kruse
04122/8672
Helmuth.Kruse@gruene.de
Mitglied des Amtsausschus-
ses des Amtes Moorrege

Moorrege, den  10.03.2015

Ö  21




	Vorlagendokumente
	TOP Ö  8 Entlassung aus dem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit als Oberverwaltungsrat
	Vorlage  188/2015/AMT/VV

	TOP Ö  15 Vorschlag für die Wahl zum Schiedsmann im Schiedsbezirk Moorrege II
	Vorlage  181/2014/AMT/BV

	TOP Ö  17 Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen
	Vorlage  186/2015/AMT/BV
	Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand 31.12.2014)  186/2015/AMT/BV

	TOP Ö  18 Neufassung der Satzung des Amtes Moorrege über die Entschädigung in kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungssatzung)
	Vorlage  182/2015/AMT/BV
	Neufassung Entschädigungssatzung  182/2015/AMT/BV

	TOP Ö  19 Satzung des Amtes Moorrege über die Benutzung der amtlichen Unterkünfte sowie die Erhebung der Benutzungsgebühren
	Vorlage  185/2015/AMT/BV
	Satzung Unterkünfte  185/2015/AMT/BV

	TOP Ö  20 Verwaltungskostenumlage für die gemeindliche Kindertagesstätte Heidgraben
	Vorlage  184/2015/AMT/BV
	Berechnung  184/2015/AMT/BV

	TOP Ö  21 Antrag Bündnis 90/Die Grünen auf Verschönerung des Fahrradunterstandes des Amtes Moorrege durch Jugendliche des Jugendhauses Heist
	Antrag Bündnis90/Die Grünen  189/2015/AMT/BV



